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Députés dans le courant de la semaine. D ’autre part, il résulte d’une lettre de M. 
Hauteclocque, Secrétaire de l’Ambassade de France à Berne, que M. Hennessy 
est actuellement à Paris où il suivrait de près la Question de la ratification du 
compromis, dont il s’emploierait à hâter la discussion dans toute la mesure du 
possible. M. Hennessy a télégraphié à l’Ambassade que la Commission des Affai­
res étrangères a examiné le rapport Soulier et entendra mercredi prochain (donc 
le 7 juillet) les Députés de la Haute-Savoie.

Cette communication donne lieu à un bref échange de vues au sein du Conseil 
fédéral, lequel constate avec amertume que la France apporte vraiment peu de dili­
gence à liquider cette affaire. Avec un peu de bonne volonté le compromis aurait 
depuis longtemps pu être discuté par les Chambres et le Sénat. La procédure sera 
encore très longue. L’un des membres du Conseil déclare qu’à son avis nous 
avons eu tort de nous tenir aux traités, tandis que la France les ignore purement 
et simplement, car lors des nouvelles négociations qui devront avoir lieu après 
que la Cour internationale de La Haye se sera prononcée, la Suisse se trouvera 
dans une situation inférieure du fait qu’elle n’aura rien à offrir en compensation 
de ce qu’elle sera obligée de demander à la France. Nous sommes donc là en pré­
sence d’un état de choses que nous ne pouvons guère supporter plus longtemps; 
notre prestige en souffre, et les populations suisses intéressées en pâtissent.

D’un autre côté, la question est soulevée s’il ne faudrait pas envoyer à la 
France une note lui faisant savoir que nous ne pouvons pas laisser subsister la 
situation actuelle.

Le chef du Département politique est prié d’examiner ce qu’il y aura lieu de 
faire3.

3. Am 16.7.1926 genehmigte die französische Deputiertenkammer den Zonenkompromiss. Die 
Behandlung durch den Senat erlitt in der Folge weitere Verzögerungen. Vgl. Nr. 223 und die De­
batte des Nationalrates über den Geschäftsbericht pro 1925 am 7.6.1926, in: Sten. Bull. NR, 
1926, S.313fT.
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Protokoll der Sitzung des Bundesrates vom 2. Juli 19261 

1124. Handelsvertrag mit Griechenland

Volkswirtschaftsdepartement. Antrag vom 30. Juni 1926

Das Volkswirtschaftsdepartement erstattet dem Bundesrate nachfolgenden Be­
richt :

«I.

Schon im Laufe des Jahres 1925 hat die griechische Regierung wiederholt 
ihren Willen kundgetan, alle Handelsverträge zu erneuern.

1. Abwesend: Häberlin undMusy.
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Damit trat auch an die Schweiz die Notwendigkeit heran, zu der Frage der Er­
setzung der provisorischen Handelsübereinkunft von 1887 Stellung zu nehmen.

Bei dieser Gelegenheit wurde es von den beteiligten Departementen als 
zweckmässig befunden, im Gegensatz zum bisherigen Abkommen die eigentli­
chen Handelsvertrags- und die Niederlassungsbestimmungen zum Gegenstand 
verschiedener Verträge zu machen.

Da die griechische Regierung uns die Initiative zur Einleitung der Vertragsun­
terhandlungen überliess, fertigten wir im Einvernehmen mit den in Betracht kom­
menden Departementen und Wirtschaftskreisen den Entwurf für einen Handels­
vertrag2 aus, der am 12. April ds. Js. Ihre Zustimmung fand3.

Das Politische Departement unterbreitete Ihnen seinerseits den Entwurf für 
einen besondern Niederlassungsvertrag mit Griechenland4.

II.

Auf den Mitte April überreichten schweizerischen Handelsvertragsentwurf 
antwortete die griechische Regierung Ende Mai mit einem Gegenvorschlag5. Die­
ser enthielt, entgegen unserem Entwurf, auch Bestimmungen über die Behandlung 
der Staatsangehörigen, Gesellschaften und Konsuln. Die griechischen Behörden 
machten geltend, dass sie prinzipiell diese Materie im gleichen Vertrag wie die Be­
handlung der Waren regeln möchten, erklärten sich aber schliesslich doch bereit, 
dem schweizerischerseits geäusserten Wunsche um Trennung der Handels- von 
den Niederlassungsbestimmungen entgegenzukommen.

III.

Heute haben wir uns daher nur mit den Bestimmungen über die Behandlung 
der Waren zu befassen. Wie im allgemeinen, so weicht auch in dieser Hinsicht der 
griechische Vorschlag vom unsrigen stark ab. Griechenland hielt sich dabei 
hauptsächlich an einige seiner bereits abgeschlossenen oder vor dem Abschluss 
stehenden neuen Verträge, wie ja  auch wir das Bestreben hatten, in unsern Ent­
wurf vor allem solche Bestimmungen aufzunehmen, die in neuern schweizeri­
schen Verträgen enthalten sind. Immerhin liess man griechischerseits durchblik- 
ken, dass man sich, abgesehen von einigen wenigen Änderungen, die noch vorge­
schlagen würden, mit unserem Textvorschlag abfmden könnte. Unter diesen 
Umständen und in Anbetracht, dass unser Entwurf ohne Zweifel eine präzisere 
und eingehendere Regelung des Vertragsverhältnisses darstellen würde, werden 
wir einstweilen auf unserm Entwurf beharren und haben die griechische Regie­
rung um Bekanntgabe ihrer Abänderungsvorschläge ersucht.

2. E 7110 1/66.
3. Vgl. BR-Protokoll vom 12.4.1926  (E 1004 1/299).
4. E 2001 (C) 1/21.
5. E 7110 1/68.
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IV.

Wie wir schon in unserem Bericht an Sie vom 9. April dieses Jahres6 durchblik- 
ken Hessen, war zu gewärtigen, dass sich Griechenland nicht mit der Zusicherung 
der blossen Meistbegünstigung begnügen würde, sondern Tarifbegehren stellen 
würde. Solche sind denn auch nicht ausgeblieben. Die griechische Regierung ver­
langt eine Ermässigung der schweizerischen Zölle für Korinthen, getrocknete Fei­
gen, Wein über 13°, Weinspezialitäten, Tabake und Trame, sowie Zollbindungen 
für Seife, Grège-Seide und Organsin, Olivenöl, Schmirgel, Weinbranntwein, wolle­
ne Knüpfteppiche und Schwämme.

Die Mehrzahl dieser Begehren kann schon deshalb nicht ernstlich in Betracht 
gezogen werden, weil der griechische Anteil an der schweizerischen Gesamtein­
fuhr der fraglichen Produkte viel zu gering ist, als dass sich eine Tarifkonzession 
rechtfertigen Hesse. Anderseits sind einige Erzeugnisse Rohprodukte und werden 
als solche jetzt und wohl auch künftighin stets einen niedrigen Zoll geniessen, so 
dass ein grosses Interesse an der Zollbindung nicht bestehen kann.

Ernst zu nehmen sind vor allem die Begehren für Korinthen, Wein und Tabak. 
Für Tabak muss nicht nur eine Zollermässigung, sondern sogar jede Bindung ab­
gelehnt werden, da für dieses Produkt die weitere steuerliche Erfassung nicht 
durch handelsvertragliche Stipulationen verunmöglicht werden darf. Beim Wein 
tritt die Einfuhr aus Griechenland gegenüber derjenigen aus Spanien, Italien und 
Frankreich derart zurück, dass eine Bindung gegenüber Griechenland, die uns die 
Bewegungsfreiheit gegenüber den ändern genannten Staaten nehmen würde, gar 
nicht in Frage kommen kann. Bleiben die Korinthen!

Wir haben den Eindruck, dass der Korinthenzoll den Angelpunkt der griechi­
schen Begehren bilde und dass auf alles andere eher verzichtet würde als auf eine 
Ermässigung des schweizerischen Zolles für dieses Erzeugnis. Glücklicherweise 
ist es auch gerade dasjenige Produkt, für das ein schweizerisches Entgegenkom­
men an Griechenland ohne wirtschaftliche Schädigung berechtigter einheimischer 
Interessen möglich sein soUte. Dies wurde auch in der gestrigen Sitzung unserer 
Handelsvertragsdelegation, in der die Frage des Handelsvertrags mit Griechen­
land zur Erörterung gelangte, allgemein anerkannt. [ . . . ]

V.

Es erhebt sich die Frage, ob nicht schweizerischerseits mit Erfolg auf dem 
Abschluss eines blossen Meistbegünstigungsvertrages beharrt werden könnte. 
Unseres Erachtens wäre es gefährlich, sich in dieser Hinsicht Illusionen hinzuge­
ben. Die griechische Regierung hat keinen Zweifel darüber gelassen, dass sie prin­
zipiell keine blossen Meistbegünstigungsverträge mehr einzugehen gedenkt. Wenn 
sie im kürzlich Unterzeichneten Vertrag mit den Niederlanden von diesem Prinzip 
abgegangen ist, so geschah es nur, weil erstens der Handelsverkehr mit dem ge-

6. E 1001 1, EVD, 1926.
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nannten Staate für Griechenland stark aktiv ist und zweitens Holland die den 
überwiegend grössten Bestandteil der Einfuhr aus Griechenland bildenden 
Korinthen zu einem mässigen Zoll (8% vom Wert) hereinlässt.

VI.

Die Schweiz befindet sich nicht in der gleichen Lage, denn wie aus den nachste­
henden Zahlen unserer Handelsstatistik hervorgeht, ist unser Handelsverkehr mit 
Griechenland in hohem Masse für die Schweiz aktiv. Dazu kommt, dass die 
Korinthen beim gegenwärtigen Zoll mit über 40% vom Wert belastet sind.
[ . . . ]

VII.

Im Prinzip sollten schweizerischen Konzessionen auch solche von griechischer 
Seite gegenüberstehen. Die schweizerische Handelsvertragsdelegation ist aber ein­
stimmig zur Überzeugung gelangt, es sollte einstweilen auf die Geltendmachung 
schweizerischer Tarifbegehren verzichtet werden. Nicht dass es an Anlass zu be­
rechtigten Forderungen fehlen würde, im Gegenteil. Die Schwierigkeit läge vor 
allem darin, dass es überaus schwer halten würde, aus der Fülle der schweizeri­
schen Exportartikel nach Griechenland /. .. /  diejenigen wenigen Erzeugnisse aus­
zuwählen, die ein Kompensationsobjekt für das einzige schweizerische Zu­
geständnis auf Korinthen bilden könnten. Zudem ist zu bedenken, dass Griechen­
land schweizerische Konzessionen ausdrücklich als eine Art Ausgleich für die für 
jenes Land ungünstige Bilanz des Handelsverkehrs mit der Schweiz verlangt hat.

Die schweizerische Handelsvertragsdelegation glaubt unter diesen Umständen 
den Vorschlag verantworten zu können, es sei Griechenland eine Tarifkonzession 
auf Korinthen anzubieten, ohne dafür eine andere Gegenforderung als diejenige 
der uneingeschränkten Meistbegünstigung zu stellen. / . .. /

VIII.

Die Zeit drängt. Die griechische Regierung hat die bisherige Übereinkunft ab 
30.Juni nur noch um 15 Tage, d.h. bis 15.Juli, verlängert7. Eine Taktik des Hin­
ausschiebens der Entscheidung könnte uns plötzlich vor unangenehme Tatsachen 
stellen, da von einem Tag zum ändern mit der Unterzeichnung eines neuen Tarif­
vertrages zwischen Griechenland und Grossbritannien zu rechnen ist und auch 
die griechischen Verhandlungen mit Frankreich in ein akutes Stadium treten. 
Griechenland ist mit Handelsvertragsunterhandlungen derart in Anspruch ge­
nommen, dass die sofortige Entsendung einer Verhandlungsdelegation nach der 
Schweiz nicht möglich wäre. Anderseits sehen auch wir keine Möglichkeit, ge­
genwärtig kompetente Persönlichkeiten nach Athen zu delegieren, um die für 
einen grösseren Tarifvertrag unumgänglich notwendigen mündlichen Verhandlun-

7. Notenaustausch vom 26.6.1926 in Athen zwischen dem griechischen Aussenministerium und 
dem schweizerischen Geschäftsträger (E 7110 1/68).
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gen zu führen. Übrigens würde es sich fragen, ob das auf diese Weise vielleicht, je­
doch nicht sicher, zu erreichende bessere Ergebnis den Einsatz -  d. h. die Kosten 
einer besondern Delegation und das Risiko einer wenn auch nur vorübergehen­
den differentiellen Behandlung der schweizerischen Waren -  wert wäre.

Ihre Zustimmung vorausgesetzt, beabsichtigen wir daher, der griechischen Re­
gierung den Abschluss einer provisorischen Übereinkunft vorzuschlagen, die in 
bezug auf den Text einem endgültigen Vertrag entspräche, deren Tarifteil jedoch 
aus der einzigen schweizerischen Zollkonzession für Korinthen bestände. Es blie­
be dabei Vorbehalten, dieses provisorische Abkommen später, vielleicht in einigen 
Jahren, durch Aufnahme umfassenderer und gegenseitiger Tarifzugeständnisse in 
einen endgültigen Vertrag umzuwandeln, falls sich das Bedürfnis hiezu geltend 
machen sollte.

Was den Korinthenzoll anbelangt, so möchten wir schon heute Ihre Ermächti­
gung für eine Reduktion des gegenwärtigen Ansatzes von Fr. 50 auf Fr. 25 per q 
nachsuchen. Wir würden aber einstweilen der griechischen Regierung bloss eine 
Ermässigung auf 35 Fr. anbieten, und nur auf 25 Fr. gehen, wenn es nicht anders 
zu machen wäre.

Wir haben die begründete Hoffnung, dass sich die griechische Regierung mit 
einer Zollkonzession für Korinthen zufriedengeben wird. Der Tariftext dürfte zu 
keinen ernstlichen Schwierigkeiten Anlass bieten, da zwischen den bisherigen 
Vorschlägen beider Parteien keine sehr gewichtigen materiellen Differenzen lie­
gen. Ein Abschluss binnen nützlicher Frist, der unsere Ausfuhr nach Griechen­
land vor einer differentiellen Behandlung schützen und somit unliebsamen Vor­
würfen der Exportkreise an die Adresse der Bundesverwaltung Vorbeugen wird, 
scheint uns unter den angegebenen Voraussetzungen möglich.

Wir beantragen:
1. Vom vorstehenden Bericht über die Handelsvertragsunterhandlungen mit 

Griechenland sei in zustimmendem Sinne Vormerkung zu nehmen.
2. Das Volkswirtschaftsdepartement sei zu ermächtigen, die erwähnten Ver­

handlungen gemäss den vorgezeichneten Richtlinien und vor allem unter even­
tueller Gewährung einer Zollkonzession für Korinthen in den vorgeschlagenen 
Grenzen weiterzuführen und gegebenenfalls zum Abschluss zu bringen.»

Es wird beschlossen:
Der Antrag wird grundsätzlich genehmigt; er bleibt aber noch auf dem Kanz­

leitisch.
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